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PROTOKOLL 
 
 
über die am Donnerstag, den 20. April 2006, von 18.00 Uhr bis 21.35 Uhr im Sitzungszimmer 
des Kommunalzentrums unter dem überwiegenden Vorsitz des Bgm. Josef Grander abgehal-
tene 
 

 

20. GEMEINDERATSSITZUNG  

 

 

Anwesend: GR Christl Bernhofer, GR Franz Egger, GR Alois Foidl (ab 18.06 

Uhr), GR August Golser, VM Johann Grander, GRE Christl Hauser, 

GR Reinhard Hechenberger, GR Johannes Hofinger, GR Roman 

Jöchl, GR Armin Mächtlen, GR Josef Mayr, VM Siegfried Pürstl,  

GR Michael Rass (ab 18.10 Uhr), GRE Peter Treichl, GRE Franz 

Viertl, GR Heidi Wimer, Bgm.-Stv. Dr. Georg Zimmermann 

 

Entschuldigt: GR Eva Hirnsberger 

 

Schriftführer: Dr. Ernst Hofer 

 
 

T a g e s o r d n u n g 
(nach Reduktion) 

 
 

I.  Genehmigung der Tagesordnung 
 

II.  Berichtigungen, Ergänzungen und Genehmigung der Niederschrift über die 19. GRS  
 

III.  Berichte des Bürgermeisters 
 

IV.  Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 
 
1) Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss für das abgelaufene Haushaltsjahr 

2005 (§ 108 TGO 2001) 
2) Neuerlassung der Geschäftsordnung der Lawinenkommission St. Johann in Tirol 
3) Nachträgliche Genehmigung von auf das Notverordnungsrecht des Bürgermeisters  

(§ 51 TGO 2001) gestützte Verordnungen über Verkehrsverbote und Verkehrsbe-
schränkungen 

4) Abschluss eines Kaufvertrages mit Harald Rass (Trixlgründe) 
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V. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 
1) BAUAUSSCHUSS 

a) Erlassung von allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplänen: 
1) Bereich Gpn. 272/8, 272/14 und 272/15 (Liegenschaft Horwarth) 
2) Bereich der Gpn. 2123/36, 2123/4 und 2123/1 (Mag. Eduard-Angererweg; 

Aufschnaiter) 
3) Bereich Gpn. 2924, .624/2, 2919/6, 2919/11 (Recyclinghof) 
4) Bereich Gp. 2649/1 und ein Teil der Gp. 2647/2 (Eggerwerk) 
5) Bereich Gp. 228 (Kals) 
6) Bereich Gp. 408/26 (Oberhofenweg) 
7) Bereich Zentrum 1 („Hotel Dorfschmiede“) 
 

b) Änderungen des Flächenwidmungsplanes: 
1) Umwidmung im Bereich der Gpn. 2310 und 2324 von Freiland in Sonderflä-

che für sonstige land- und forstwirtschaftliche Gebäude (Günther Huber und 
Miteigentümer) 

2) Umwidmung im Bereich Gpn. 2471/1, 2464/1 sowie 2469/2 (Franz Grander, 
„Nasen“) 

3) Umwidmung im Bereich Gp. 149/1 von Freiland in Bauland (Wohngebiet 
Schwarzingerfeld) 
 

2) STRASSENAUSSCHUSS 
a) Vergabe der Asphaltierungsarbeiten für das Jahr 2006 
b) Mittelfreigabe: Straßenbauten und öffentliche Beleuchtung 

 
3) WASSERAUSSCHUSS 

a) Mittelfreigabe: Wasserversorgung 
b) Mittelfreigabe: Abwasserbeseitigung 
c) Einführung eines ständigen Ruferreichbarkeitsdienstes im Bauhof 

 
4) SPORTAUSSCHUSS 

Freigabe der Jahressubvention für Vereine (Akontozahlung von 70% der Vorjahressub-
vention) 

 
5) LANDWIRTSCHAFTSAUSSCHUSS 

Straßeninteressentschaft Hechenleitenweg: Übernahme eines zusätzlichen Beitrages zu 
Baukosten unter der Bedingung, dass der bezeichnete Beitrag aus Mitteln des Gemein-
deausgleichsfonds refundiert wird 

 
6) ÜBERPRÜFUNGSAUSSCHUSS 

Bericht über die 14. Überprüfungsausschusssitzung 
 

7) UMWELTAUSSCHUSS 
Unterstützung einer Resolution der Gewerkschaft der Eisenbahner: „Nahverkehrsre-
form gefährdet die regionale Erreichbarkeit von St. Johann in Tirol“ 

 
VI.  Anträge, Anfragen und Allfälliges 
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VII.  Abgabenangelegenheiten 

 
VIII.  Personalangelegenheiten 

 
IX.  Rechtsmittelverfahren 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

I.  GENEHMIGUNG DER TAGESORDNUNG 
 

Bgm. Josef Grander begrüßt die Anwesenden. Es sind 16 Gemeinderäte anwesend. 
 
Der Bürgermeister setzt die Verhandlungsgegenstände IV.4) „Abschluss eines Abtretungs-
vertrages mit Johann Mayr“ sowie V.1.b.7) „Erlassung von allgemeinen und ergänzenden 
Bebauungsplänen: Bereich Gp. 149/1 (Schwarzingerfeld I; Johann Mayr)“ und V.1.b.8) 
„Erlassung von allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplänen: Bereich Gp. 149/4 
(Schwarzingerfeld II; Johann Mayr)“ gemäß § 38 Abs 2 TGO 2001 von der Tagesordnung 
ab. 
 
Beschluss (16:0): 
 
Die Tagesordnung wird genehmigt. 
 
Franz Viertl und Peter Treichl geloben gemäß § 28 Abs 1 TGO vor dem Gemeinderat Fol-
gendes: 
 
„Ich gelobe, in Treue die Rechtsordnung der Republik Österreich zu befolgen, mein Amt 
uneigennützig und unparteiisch auszuüben und das Wohl der Marktgemeinde St. Johann in 
Tirol und ihrer Bewohner nach bestem Wissen und Können zu fördern.“ 
 

II.  BERICHTIGUNGEN, ERGÄNZUNGEN UND GENEHMIGUNG DER NIE DER-
SCHRIFT ÜBER DIE 19. GRS 
 
Beschluss (16:0): 
 
Die Niederschrift über die 19. Gemeinderatssitzung wird mit nachstehender Maßgabe ge-
nehmigt: 
 
Auf Seite 256 hat der erste Absatz zu Tagesordnungspunkt III. („Berichte des Bürgermeis-
ters“) wie folgt zu lauten: 
 



 -270- 
 
 

„ Zubau Pflegeheim St. Johann in Tirol und Umgebung. Der Bürgermeister verliest ein 
Schreiben von Landesrätin Dr. Anna Hosp, in welchem diese für den Zubau (Erweiterung) 
des Pflegeheims St. Johann in Tirol und Umgebung weitere Bedarfszuweisungen zusagt, und 
zwar für das Jahr 2007 EUR 700.000,00 und für das Jahr 2008 EUR 300.000,00.“ 
 

III.  BERICHTE DES BÜRGERMEISTERS 
 
Bezirkskrankenhaus St. Johann in Tirol. Der Einnahmenüberschuss des Bezirkskranken-
hauses St. Johann in Tirol betrage EUR 905.000,00, wohingegen das defizitäre Krankenhaus 
Kitzbühel Verluste in Höhe von EUR 3.000.000,00 zu beklagen habe. Das Krankenhaus 
Kitzbühel werde Mitglied des Gemeindeverbandes Bezirkskrankenhaus St. Johann in Tirol. 
Eine zu starke „Doppelgleisigkeit“ (zwischen dem Krankenhaus Kitzbühel und dem Be-
zirkskrankenhaus St. Johann in Tirol) sei nicht vertretbar, eine gewisse „Doppelgleisigkeit“ 
nicht vermeidbar. Insgesamt bleibe der medizinische Standard im Bezirk Kitzbühel gesi-
chert. 
 
Pflegeheim St. Johann in Tirol und Umgebung. Auch das Pflegeheim St. Johann in Tirol 
und Umgebung könne einen Einnahmenüberschuss vorweisen: EUR 25.317,00. Die münd-
liche Verhandlung im Hinblick auf den Zubau des Pflegeheims St. Johann in Tirol und Um-
gebung habe am „letzten Dienstag“ (gemeint: 11. April 2006) stattgefunden; Baubeginn soll 
im Juli 2006 sein. Die Bedarfszuweisungen seitens des Landes Tirol betrügen  
EUR 3.400.000,00. 
 
Eggerwerkskreuzung. Ein Projekt (zur Verbesserung der Verkehrssituation bei der Egger-
werkskreuzung) sei ausgearbeitet worden; nunmehr hätten auch die Vermessungsarbeiten 
abgeschlossen werden können. Sollte für die Projektsrealisierung kein „Fremdgrund“ in An-
spruch genommen werden müssen, werde die Umsetzung unverzüglich erfolgen. Im ande-
ren Fall sei mit dem Grundeigentümer das Gespräch zu suchen. Auf jeden Fall sei die Pro-
jektsrealisierung für das Jahr 2006 beabsichtigt. 
 

IV)  ANTRÄGE DES BÜRGERMEISTERS UND DES GEMEINDEVORSTANDES 
 
1) Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss für das abgelaufene Haushaltsjahr 

2005 (§ 108 TGO 2001) 
 
Gemäß § 108 Abs 2 TGO 2001 übernimmt der erste Bürgermeister-Stellvertreter Dr. 
Georg Zimmermann während des Tagesordnungspunktes über den Rechnungsabschluss 
den Vorsitz im Gemeinderat. 
 
Der Finanzreferent sowie der Finanzverwalter erläutern jeweils den Rechnungsab-
schluss für das abgelaufene Haushaltsjahr 2005 mittels eingeblendeten PowerPoint-
Präsentationen (Anlagen A und B des Gemeinderatsprotokolls). Der Obmann des  
Überprüfungsausschusses, Johann Grander, gibt bekannt, dass die Vorprüfung des 
Rechnungsabschlusses durch den Überprüfungsausschuss (§ 111 Abs 1 TGO 2001) 
keinen Grund zu Bedenken ergeben hat (Die Vorprüfung des Rechnungsabschlusses 
dient der Kontrolle der Einhaltung des Voranschlages und der Aufklärung erheblicher 
Abweichungen, der Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit sowie der 
Gesetzmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der Einnahmen und der Ausgaben. – § 111 Abs 
2 TGO 2001) und verliest in diesem Zusammenhang die Niederschrift über die 14. Sit-
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zung des Überprüfungsausschusses vom 27. März 2006. Er kritisiert die verspätete 
Vorlage des Rechnungsabschlusses (laut § 108 Abs 1 TGO 2001 hat der Bürgermeister 
den Entwurf eines Rechnungsabschlusses für das abgelaufene Haushaltsjahr zu erstel-
len und dem Gemeinderat so rechtzeitig vorzulegen, dass er hierüber längstens bis 31. 
März beschließen kann). Der Bürgermeister verteidigt sich, darüber hinaus „sind wir 
eine der ersten“ (Gemeinden bei der Erstellung und Vorlage des Rechnungsabschlus-
ses). Ansonsten ist der Bericht des Überprüfungsausschussobmannes freundlich und 
gipfelt in einer Danksagung an Bürgermeister, Finanzreferenten sowie Finanzverwalter. 
 
Der Bürgermeister meint: „Es ist absolut nicht so, dass wir sparen müssen.“ Das Wort 
des Landeshauptmannes, wonach die Marktgemeinde St. Johann in Tirol aufgrund der 
zahlreich erhaltenen Bedarfszuweisungen „über Jahre hinaus nichts mehr brauche“, sei 
hoffentlich im Scherz erfolgt, denn: „Wir brauchen noch viel.“ Der Bürgermeister lobt 
das gegenseitige Vertrauen zwischen den Vertretern der sogenannten Gemeindepolitik 
und der Gemeindeverwaltung. 
 
Während der Beratung und Beschlussfassung verlässt der Bürgermeister gemäß § 108 
Abs 2 2. Satz letzter Fall TGO 2001 den Raum. Es sind 17 Gemeinderäte anwesend. 
Das Ersatzmitglied des Bürgermeisters ist nicht anwesend. 
 
Beschluss (17:0): 
 
Dem Rechnungsabschluss für das abgelaufene Haushaltsjahr 2005 wird gemäß § 108 
Abs 3 TGO 2001 die Entlastung erteilt, da die Überprüfung des Rechnungsabschlusses 
keinen Grund zu Bedenken ergeben hat. 
 
Dem Rechnungsabschluss 2005 liegen nachstehende Parameter zu Grunde (§ 108 Abs 
2 letzter Satz TGO 2001): 
 

• Gesamtsumme der Vorschreibungen im OHH: EUR 18.664.689,11 
• Gesamtsumme der Abstattungen im OHH:  EUR 18.061.449,34 

 
• Gesamtsumme der Vorschreibungen im AOHH: EUR   1.026.343,46 
• Gesamtsumme der Abstattungen im AOHH:  EUR      857.308,48 

 
• Rechnungsergebnis des OHH:    EUR   + 603.239,77 
• Rechnungsergebnis des AOHH:   EUR   + 169.034,98 

 
• Gesamtes Rechnungsergebnis:   EUR   + 772.274,75 
• Kassenbestand zum 31. Dezember 2005:  EUR      447.767,89 

 
Beschluss (17:0): 
 
Die im Rechnungsabschluss 2005 auf den Seiten 9 bis 14 ausgewiesenen Abweichun-
gen gegenüber dem Voranschlag werden genehmigt. 
 
Der Bürgermeister übernimmt nach Beendigung des Tagesordnungspunktes „Be-
schlussfassung über den Rechnungsabschluss für das abgelaufene Haushaltsjahr 2005“ 
um 19.20 Uhr wieder den Vorsitz im Gemeinderat. Es sind 18 Gemeinderäte anwesend. 
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2) Neuerlassung der Geschäftsordnung der Lawinenkommission St. Johann in Tirol 

 
Beschluss (18:0): 
 

VERORDNUNG 
 
Die Geschäftsordnung der Lawinenkommission St. Johann in Tirol wird aufgehoben. 
 
Beschluss (18:0): 
 

VERORDNUNG 
 
Aufgrund des § 4 des Gesetzes vom 10. Oktober 1991 über die Lawinenkommission in 
den Gemeinden wird nachstehende Geschäftsordnung der Lawinenkommission St. Jo-
hann in Tirol erlassen. 
 

Aufgabe 
 
§ 1. Aufgabe der Lawinenkommission ist es, den Bürgermeister als Behörde nach § 3 
Abs 1 Tiroler Katastrophenmanagementgesetz bei der Vorbereitung und Durchführung 
der Abwehr und der Bekämpfung von örtlichen Lawinenkatastrophen zu unterstützen 
sowie auf Verlangen der St. Johanner Bergbahnen die Lawinensituation zu beurteilen. 
 

Zusammensetzung 
 
§ 2. Die Lawinenkommission besteht aus dem Vorsitzenden und zwölf weiteren Mit-
gliedern. 

 
Örtlicher Wirkungsbereich 

 
§ 3. Die Aufgabe der Lawinenkommission erstreckt sich auf das Gemeindegebiet von 
St. Johann in Tirol. 

 
Konstituierende Sitzung 

 
§ 4. Der Bürgermeister hat die Mitglieder der Lawinenkommission vor Aufnahme ihrer 
Tätigkeit im Herbst zu einer konstituierenden Sitzung einzuberufen. Bei dieser Sitzung 
werden die Arbeitsfähigkeit der Kommission und die Erreichbarkeit der Mitglieder ü-
berprüft, die Notwendigkeit etwaiger Änderungen in ihrer personellen Zusammenset-
zung festgestellt und die Mitglieder namentlich festgehalten. Weiters kann dem einzel-
nen Mitglied ein örtlicher Bereich zugewiesen werden, in dem es laufend die Schnee 
und Wetterentwicklung unter Einbeziehung der Ergebnisse des Lawinenwarndienstes 
sowie allfällige Lawinenereignisse zu beobachten hat. 

 
Einberufung der Mitglieder  

 
§ 5. (1) Der Vorsitzende hat die Lawinenkommission, wenn es die Situation erfordert, 
im Gemeindeamt St. Johann oder an Ort und Stelle einzuberufen. 
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(2) Die Einberufung hat durch persönliche Verständigung (telefonisch) zu erfolgen. 
 
(3) Die Lawinenkommission ist insbesondere dann einzuberufen, wenn der Bürger-
meister die Lawinenkommission als Gemeindeeinsatzleitung um Beratung und Unter-
stützung ersucht oder der Betreiber der St. Johanner Bergbahnen um Beurteilung der 
Lawinensituation ersucht oder wenn ein Kommissionsmitglied die Einberufung für not-
wendig erachtet. 
 
(4) Durch Beschluss der Kommission können auch regelmäßige Sitzungen an einem 
bestimmten Ort festgelegt werden. 

 
Zustandekommen der Beschlüsse 

 
§ 6. (1) Die Lawinenkommission ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder 
in direkter Beratung ihre Stimme abgeben. 
 
(2) Für das sogenannte „Schließen“ einer Gefahrenstelle genügt es, dass sich ein Mit-
glied der anwesenden Kommissionsmitglieder dafür ausspricht. 
 
(3) Für das sogenannte „Öffnen“ einer geschlossenen Gefahrenstelle ist ein einstimmi-
ger Beschluss der anwesenden Kommissionsmitglieder erforderlich. 
 
(4) Bei Gefahr in Verzug kann, wenn eine ordnungsgemäße Einberufung aller Mitglie-
der nicht mehr möglich ist, die Beschlussfassung unabhängig von der Zahl der anwe-
senden Mitglieder durch diese erfolgen. 
 
(5) Die Lawinenkommission schließt in jedem einzelnen Anlass ihre Tätigkeit mit ei-
nem sachverständigen Vorschlag ab. Dieser Vorschlag wird einstimmig beschlossen. 
Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 
 
(6) Bei der Beschlussfassung sind alle aktuellen und erreichbaren Daten, eigene Mes-
sungen sowie Beobachtungen und Berichte von Lawinenwarndienst und Wetterwarte 
zu berücksichtigen. 
 
(7) Alle Beschlüsse über die Schließung des Einsatzbereiches sind an die St. Johanner 
Bergbahnen weiterzuleiten. 
 

Protokollierung der Beschlüsse 
 
§ 7. (1) Über die Sitzung der Lawinenkommission ist eine Niederschrift zu verfassen, 
welche von allen anwesenden Mitgliedern zu unterfertigen ist. Zur Abfassung der Nie-
derschrift ist vom Vorsitzenden ein Protokollführer zu bestellen. 
 
(2) In der Niederschrift ist insbesondere festzuhalten: 
 
a) das Ergebnis der Beratungen und die Empfehlungen der Kommission 
b) die wesentlichen Gründe hiefür 
c) das Abstimmungsergebnis 
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(3) Bei fernmündlicher Absprache ist die Niederschrift mit Zeit- und Ortsangabe zu 
versehen und hat den wesentlichen Inhalt der gutachtlichen Stellungnahme jedes be-
fassten Kommissionsmitgliedes samt Begründung zu enthalten. 
 
(4) Diese Niederschrift ist nachträglich den Mitgliedern der Kommission zur Kenntnis-
nahme und Unterfertigung vorzulegen. 
 

Weitergabe der Beschlüsse 
 

§ 8. (1) Die Lawinenkommission hat das Ergebnis ihrer Beratungen und ihrer Empfeh-
lungen so rasch als möglich schriftlich, mündlich oder fernmündlich an den Ratnehmer 
weiterzugeben. Die mündliche oder fernmündliche Weitergabe ist in einem Aktenver-
merk festzuhalten. Ist der Beschluss der Lawinenkommission nicht einstimmig erfolgt, 
so ist das Stimmverhältnis dem Ratnehmer bekannt zu geben. 
 
(2) Zur Durchführung ihrer kanzleimäßigen Geschäfte bedient sich die Lawinenkom-
mission der Einrichtung des Marktgemeindeamtes St. Johann in Tirol. 

 
3) Nachträgliche Genehmigung von auf das Notverordnungsrecht des Bürgermeisters  

(§ 51 TGO 2001) gestützte Verordnungen über Verkehrsverbote und Verkehrsbe-
schränkungen 
 
Beschluss (18:0): 
 
Nachstehende dringende Verfügung des Bürgermeisters wird gemäß § 30 Abs 1 lit f 
TGO 2001 nachträglich genehmigt: 
 

• 600/06–94b [Um- und Zubau Sozial- und Seniorenzentrum] 
 

4) Abschluss eines Kaufvertrages mit Harald Rass (Trixlgründe) 
 
Beschluss (18:0): 
 
Der Abschluss des Kaufvertrags mit Harald Rass (Anlage C des Gemeinderatsproto-
kolls) wird genehmigt. 
 

V. BERICHTE UND ANTRÄGE DER AUSSCHÜSSE 
 
1) BAUAUSSCHUSS 

 
a) Erlassung von allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplänen: 
 

1) Bereich Gpn. 272/8, 272/14 und 272/15 (Liegenschaft Horwarth) 
 
Der Bauamtsleiter erläutert den allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplan in 
fachlicher Hinsicht. 
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Beschluss (16:2): 
 
Der Entwurf des allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplans für die Gpn. 272/8, 
272/14 sowie 272/15, alle KG St. Johann in Tirol, des Dipl.-Ing. Günther Poppin-
ger vom 17. März 2006, GZ 09/0531a, wird gemäß § 65 Abs 1 erster Satz TROG 
2006 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 65 Abs 2 
TROG 2006 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes 
nach § 65 Abs 1 erster Satz TROG 2006 gleichzeitig der Beschluss über die Erlas-
sung des Bebauungsplanes; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn 
innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Ent-
wurf von einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 
 
2) Bereich der Gpn. 2123/36, 2123/4 und 2123/1 (Mag. Eduard-Angererweg; 

Aufschnaiter) 
 
Der Bauamtsleiter erläutert den allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplan in 
fachlicher Hinsicht. 
 
Beschluss (17:1): 
 
Der Entwurf des allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplans für die  
Gpn. 2123/36 sowie 2134/4, alle KG St. Johann in Tirol, sowie ein Teilstück der 
Gp. 2123/1, KG St. Johann in Tirol, des Dipl.-Ing. Günther Poppinger vom  
17. März 2006, GZ 09/0609, wird gemäß § 65 Abs 1 erster Satz TROG 2006 auf-
gelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 65 Abs 2 TROG 2006 
erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 65 Abs 
1 erster Satz TROG 2006 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebau-
ungsplanes; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der 
Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer 
hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 
 
3) Bereich Gpn. 2924, .624/2, 2919/6, 2919/11 (Recyclinghof) 
 
Der Bauamtsleiter erläutert den allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplan in 
fachlicher Hinsicht. 
 
Beschluss (17:0) [Siegfried Pürstl bei der Beschlussfassung nicht anwesend]: 
 
Der Entwurf des allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplans für die Gpn. 2924, 
.624/2, 2919/6 sowie 2919/11, alle KG St. Johann in Tirol, des Dipl.-Ing. Günther 
Poppinger vom 10. März 2006, GZ 09/0607, wird gemäß § 65 Abs 1 erster Satz 
TROG 2006 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 65 Abs 
2 TROG 2006 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes 
nach § 65 Abs 1 erster Satz TROG 2006 gleichzeitig der Beschluss über die Erlas-
sung des Bebauungsplanes; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn 
innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Ent-
wurf von einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 
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4) Bereich Gp. 2649/1 und ein Teil der Gp. 2647/2 (Eggerwerk) 
 
Der Bauamtsleiter erläutert die Änderungen des allgemeinen und ergänzenden Be-
bauungsplans in fachlicher Hinsicht. 
 
Beschluss (16:2): 
 
Der Beschluss über die Erlassung des Bebauungsplans zu Tagesordnungspunkt 
V.1.g) „Bebauungsplan im Bereich der Gp. 2649/1: Gebäude über zwei Gemeinde-
grenzen (Fritz Egger GmbH)“ der 16. Gemeinderatssitzung am 8. November 2005 
wird aufgehoben, und der geänderte Entwurf des allgemeinen und ergänzenden 
Bebauungsplans für die Gp. 2649/1, KG St. Johann in Tirol, sowie für ein Teilstück 
der Gp. 2647/2, KG St. Johann in Tirol, des Dipl.-Ing. Günther Poppinger vom  
17. März 2006, GZ 09/0608, wird gemäß § 65 Abs 1 erster Satz TROG 2006 auf-
gelegt. Die Auflegungsfrist beträgt zwei Wochen (§ 65 Abs 3 TROG 2006). Ge-
mäß § 65 Abs 2 TROG 2006 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung 
des Entwurfes nach § 65 Abs 1 erster Satz TROG 2006 gleichzeitig der Beschluss 
über die Erlassung des Bebauungsplanes; dieser Beschluss wird jedoch nur rechts-
wirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellung-
nahme zum Entwurf von einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben 
wurde. Die Nachbargemeinden werden gemäß § 64 Abs 3 TROG 2006 verständigt. 
 
5) Bereich Gp. 228 (Kals) 
 
Der Bauamtsleiter erläutert die Änderungen des allgemeinen und ergänzenden Be-
bauungsplans in fachlicher Hinsicht. 
 
Beschluss (18:0): 
 
Es erfolgt eine Änderung des aufsichtsbehördlich genehmigten allgemeinen und 
ergänzenden Bebauungsplans für die Gp. 228, KG St. Johann in Tirol, des Dipl.-
Ing. Günther Poppinger vom 13. März 1998, GZ 09/9809, (Zl. Ve1-546-416/137-2 
der Aufsichtsbehörde) und zwar in der Weise, dass die Festsetzung einer neuen 
Grenze zwischen verschiedenen Festlegungen, der Wegfall der Planungsgebiets-
grenze sowie die Festlegungen von Bebauungsgrundlagen im neuen Planungsge-
biet (Änderung 1), die Festsetzung einer neuen Planungsgebietsgrenze im Nordos-
ten des bisherigen Planungsgebietes (Änderung 2), die Verschiebung der Bau-
grenzlinie (Änderung 3) und die Neufestsetzung der Bauhöhe oberster Punkt Ge-
bäude (HG) für das bereits bestehende Planungsgebiet (Änderung 4) erfolgen. Die 
bezeichneten Änderungen sind in Anlage D des Gemeinderatsprotokolls ersicht-
lich, welche einen integrierenden Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. Gemäß  
§ 65 Abs 2 TROG 2006 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des 
Entwurfes nach § 65 Abs 1 erster Satz TROG 2006 gleichzeitig der Beschluss über 
die Erlassung des Bebauungsplanes; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirk-
sam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme 
zum Entwurf von einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 
Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. 
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6) Bereich Gp. 408/26 (Oberhofenweg) 
 
Der Bauamtsleiter erläutert die Änderungen des ergänzenden Bebauungsplans in 
fachlicher Hinsicht. 
 
Beschluss (17:1): 
 
Es erfolgt eine Änderung des aufsichtsbehördlich genehmigten ergänzenden Be-
bauungsplans für die Gp. 408/26, KG St. Johann in Tirol, des Dipl.-Ing. Günther 
Poppinger vom 29. Oktober 2003, GZ 09/0319a, (Zl. Ve1-2-416/22-2 der Auf-
sichtsbehörde) und zwar in der Weise, dass im Bereich D eine Anhebung der Be-
bauungsdichte (BBD H) von 0,32 auf 0,39 erfolgt. Die bezeichnete Änderung ist in 
Anlage E des Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, welche einen integrierenden Be-
standteil dieses Beschlusses darstellt. Gemäß § 65 Abs 2 TROG 2006 erfolgt mit 
der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 65 Abs 1 erster 
Satz TROG 2006 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebauungspla-
nes; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Aufle-
gungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu 
berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. Die Auflegungsfrist beträgt vier 
Wochen. 
 
7) Bereich Zentrum 1 („Hotel Dorfschmiede“) 
 
Der Bauamtsleiter erläutert die Änderungen des ergänzenden Bebauungsplans in 
fachlicher Hinsicht. 
 
Beschluss (18:0 ): 
 
Es erfolgt eine Änderung des aufsichtsbehördlich genehmigten ergänzenden Be-
bauungsplans für die Gpn. .29, 64/1 sowie 65, alle KG St. Johann in Tirol, des 
Dipl.-Ing. Günther Poppinger vom 27. Jänner 2005, GZ 09/0503, (Zl. Ve1-2-
416/44-3 der Aufsichtsbehörde) und zwar in der Weise, dass die Eintragung einer 
neuen Grenze verschiedener Festlegungen der Bebauung (Änderung 1), die Eintra-
gung einer Baugrenzlinie (Änderung 2), eine Anhebung der Höchsthöhe um 2 m 
bzw. der traufseitigen Wandhöhe um 2,5 m im hintersten Bereich (Änderung 3), 
eine Reduktion der Höchsthöhe um 3 m (Änderung 4) sowie eine Reduktion der 
Höchsthöhe um 1,50 m bzw. Festsetzung der traufseitigen Wandhöhe mit 9 m (Än-
derung 5) erfolgen. Die bezeichneten Änderungen sind in Anlage F des Gemeinde-
ratsprotokolls ersichtlich, welche einen integrierenden Bestandteil dieses Beschlus-
ses darstellt. Gemäß § 65 Abs 2 TROG 2006 erfolgt mit der Beschlussfassung über 
die Auflegung des Entwurfes nach § 65 Abs 1 erster Satz TROG 2006 gleichzeitig 
der Beschluss über die Erlassung des Bebauungsplanes; dieser Beschluss wird je-
doch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu berechtigten Person oder Stelle 
abgegeben wurde. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. 
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b) Änderungen des Flächenwidmungsplanes: 
 

1) Umwidmung im Bereich der Gpn. 2310 und 2324 von Freiland in Sonderflä-
che für sonstige land- und forstwirtschaftliche Gebäude (Günther Huber und 
Miteigentümer) 

 
Der Bauamtsleiter erläutert die wesentlichen Parameter der Umwidmung. 
 
Beschluss (18:0): 
 
Es erfolgt eine Änderung des Flächenwidmungsplans jeweils Teilbereichen der  
Gp. 2310 sowie 2324, alle KG St. Johann in Tirol, von derzeit jeweils Freiland  
(§ 41 TROG 2006) in jeweils „Sonderfläche für sonstige land- und forstwirtschaft-
liche Gebäude“ (§ 47 TROG 2006). Der betroffene Planungsbereich ist in der bei-
liegenden, einen integrierenden Bestandteil dieses Beschlusses bildenden planli-
chen Darstellung dargestellt (Anlage G des Gemeinderatsprotokolls). Gemäß § 68 
Abs 1 TROG 2006 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Ent-
wurfes gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende Änderung; 
dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- 
und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu berech-
tigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wo-
chen. 
 
Die bezeichnete planliche Darstellung ist diesem Protokoll als Anlage G ange-
schlossen. 
 
2) Umwidmung im Bereich Gpn. 2471/1, 2464/1 sowie 2469/2 (Franz Grander, 

„Nasen“) 
 
Der Bauamtsleiter erläutert die wesentlichen Parameter der Umwidmung. 
 
Beschluss (17:0) [Josef Mayr befangen]: 
 
Es erfolgt eine Änderung des Flächenwidmungsplans von jeweils Teilstücken der 
Gp. 2471/1, 2464/1 sowie 2469/2, alle KG St. Johann in Tirol, und zwar wie folgt: 
Umwidmung eines Teilstückes der Gp. 2471/1, KG St. Johann in Tirol, von derzeit 
Freiland in „Sonderfläche Personalhaus mit Wohnung“, eines weiteren Teilstückes 
der Gp. 2471/1, KG St. Johann in Tirol, von derzeit Freiland in „Sonderfläche Eis-
bahn“, sowie eines weiteren Teilstückes der Gp. 2471/1, KG St. Johann in Tirol, 
von derzeit „Sonderfläche Eisbahn“ in Freiland, Umwidmung eines Teilstückes der 
Gp. 2464/1, KG St. Johann in Tirol, von derzeit „Sonderfläche Hotel“ in Freiland 
sowie Umwidmung jener Teilstücke der Gp. 2469/2, KG St. Johann in Tirol, wel-
che derzeit nicht die Widmung „Sonderfläche Hotel“ aufweisen, in „Sonderfläche 
Hotel“. Der betroffene Planungsbereich ist in der beiliegenden, einen integrieren-
den Bestandteil dieses Beschlusses bildenden planlichen Darstellung dargestellt 
(Anlage H des Gemeinderatsprotokolls). Die Anführung der Grundparzellen stützt 
sich auf die Neuvermessung (Stand: 20. April 2006) und nicht auf den Katasterplan 
laut gültigem Flächenwidmungsplan (Stand: 2000). Gemäß § 68 Abs 1 TROG 
2006 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes gleichzei-
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tig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende Änderung; dieser Beschluss 
wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnah-
mefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu berechtigten Person  
oder Stelle abgegeben wird. 
 
Die bezeichnete planliche Darstellung ist diesem Protokoll als Anlage H ange-
schlossen.  
 
3) Umwidmung im Bereich Gp. 149/1 von Freiland in Bauland (Wohngebiet 

Schwarzingerfeld) 
 
Der Bauamtsleiter erläutert die wesentlichen Parameter der Umwidmung. 
 
Beschluss (17:0) [Josef Mayr befangen]: 
 
Es erfolgt eine Änderung des Flächenwidmungsplans eines Teilbereichs der Gp. 
149/1, KG St. Johann in Tirol, von derzeit Freiland (§ 41 TROG 2006) in Wohnge-
biet (§ 38 TROG 2006). Der betroffene Planungsbereich ist in der beiliegenden, ei-
nen integrierenden Bestandteil dieses Beschlusses bildenden planlichen Darstellung 
dargestellt (Anlage I des Gemeinderatsprotokolls). Gemäß § 68 Abs 1 TROG 2006 
erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes gleichzeitig der 
Beschluss über die dem Entwurf entsprechende Änderung; dieser Beschluss wird 
jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu berechtigten Person oder Stelle 
abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. 
 
Die bezeichnete planliche Darstellung ist diesem Protokoll als Anlage I ange-
schlossen. 
 

2) STRASSENAUSSCHUSS  
 

a) Vergabe der Asphaltierungsarbeiten für das Jahr 2006 
 
Der Bürgermeister verlässt die Sitzung. Dr. Georg Zimmermann übernimmt den 
Vorsitz der Gemeinderatssitzung. Es sind 17 Gemeinderäte anwesend. 
 
Beschuss (17:0): 
 
Das bestehende Vertragsverhältnis hinsichtlich von Asphaltierungsarbeiten mit der 
Strabag AG, Bärnstetten 28, 6380 St. Johann in Tirol, wird für das Jahr 2006 ver-
längert und endet danach. Der Wert der Asphaltierungsarbeiten für das Jahr 2006 
beträgt EUR 140.988,82. 
 
Die Bedeckung teilt sich auf die Haushaltsstellen „Straßenerhaltung“ (Straßensa-
nierung, einmalige Straßensanierungen, Busbuchten, Gehsteige, etc) auf. 
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b) Mittelfreigabe: Straßenbauten und öffentliche Beleuchtung 
 
Der Bürgermeister kehrt zur Sitzung zurück und übernimmt von Dr. Georg Zim-
mermann wiederum den Vorsitz. Es sind 18 Gemeinderäte anwesend. 
 
Beschluss (18:0): 
 
Für die Straßenbauten und die öffentliche Beleuchtung werden nachstehende Mit-
tel freigegeben: 
 
Straßenbezeichnungs- und Hausnummerntafeln: EUR 40.000,00 brutto 
HHSt. 612000-403000 
 
Instandhaltung von Straßenbauten: EUR 60.000,00 brutto 
HHSt. 612000-611000 
 
Instandhaltungsbeiträge Wegegemeinschaften: EUR 70.000,00 brutto 
HHSt. 612000-729001 
 
Straßenbaumaßnahmen wie Aufbringen der Decke beim Spertenweg, Auffang-
parkplatz und Brunnenparkplatz, etc: EUR 100.000,00 brutto 
HHSt. 612000-002000 
 
Grundablöse öffentliches Gut: EUR 10.000,00 brutto 
HHSt. 612000-002001 
 
Baumaßnahmen, Gehsteige, Busbuchten: EUR 20.000,00 brutto 
HHSt. 612000-002010 
 
Sonderanlagen, Buswartehäuschen: EUR 10.000,00 brutto 
HHSt. 612000-050000 
 
Einmalige Straßensanierungen: EUR 70.000,00 brutto 
HHSt. 612000-611900 
 
Verbesserung der Straßenbeleuchtung, Erweiterung, Verbesserung insbesondere 
der Schutzwegbeleuchtung bei Landesstraßen: EUR 45.000,00 brutto 
HHSt. 816000-050000 
 
Planung Dechant-Wieshoferstraße: EUR 20.000,00 brutto 
HHSt. 612-002 
 
Planung Hinterkaiserweg: EUR 20.000,00 brutto 
HHSt. 612-00201 
 
Weihnachtsbeleuchtung: EUR 20.000,00 brutto 
HHSt. 789-775 
 
Die Summe der Mittelfreigaben beträgt EUR 485.000,00 brutto. 
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3) WASSERAUSSCHUSS 

 
a) Mittelfreigabe: Wasserversorgung 
 
Beschluss (18:0): 
 
Für die Wasserversorgung der Marktgemeinde St. Johann in Tirol werden nachste-
hende Mittel freigegeben: 
 
Büroausstattung: EUR 2.000,00 netto 
HHSt 034-042 
 
Erweiterung und Erneuerung des Wasserleitungsnetzes: EUR 165.000,00 netto 
HHSt 850-0040 
 
Sanierung Hochbehälter „Steinerberg“: EUR 30.000,00 netto 
HHSt. 850-004001 
 
Erneuerung Fernwirkanlage: EUR 5.000,00 netto 
HHSt. 850-004002 
 
Maschinen und maschinelle Anlagen: EUR 1.500,00 netto 
HHSt. 850-020 
 
Anschaffung von Wasserzählern, Werkzeugen, Geräten (ab EUR 400,00):  
EUR 4.500,00 netto 
HHSt. 850-030 
 
Betriebsausstattung: EUR 23.000,00 netto 
HHSt. 850-043 
 
Einmalige Ausgaben/Sanierung/Reparatur: EUR 5.000,00 netto 
HHSt. 850-6149 
 
Diverse Vermessungsarbeiten und Wasserleitungskataster: EUR 21.000,00 netto 
HHSt. 850-7289 
 
Anschaffung von Feuerlöschhydranten: EUR 2.800,00 netto 
HHSt. 164-050 
 
Die Summe der Mittelfreigaben beträgt EUR 259.800,00 netto. 
 
b) Mittelfreigabe: Abwasserbeseitigung 
 
Beschluss (18:0): 
 
Für die Abwasserbeseitigung der Marktgemeinde St. Johann in Tirol werden nach-
stehende Mittel freigegeben: 
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Erweiterung und Erneuerung des Kanalnetzes: EUR 80.000,00 netto 
HHSt. 851-0040 
 
Maschinelle Anlagen: EUR 3.500,00 netto 
HHSt. 851-020 
 
Anschaffung von Werkzeugen und Geräten (ab EUR 400,00): EUR 2.000,00 netto 
HHSt. 851-030 
 
Betriebsausstattung: EUR 7.000,00 netto 
HHSt. 851-043 
 
Diverse Vermessungsarbeiten und Ergänzungen des Kanalkatasters: EUR 5.000,00 
netto 
HHSt. 851-7289 
 
Die Summe der Mittelfreigaben beträgt EUR 97.500,00 netto. 
 
c) Einführung eines ständigen Ruferreichbarkeitsdienstes im Bauhof 
 
Der Bürgermeister setzt diesen Verhandlungsgegenstand gemäß § 38 Abs 2 TGO 
2001 von der Tagesordnung ab. 
 

4) SPORTAUSSCHUSS 
 
Freigabe der Jahressubvention für Vereine (Akontozahlung von 70% der Vorjahres-
subvention) 
 
Beschluss (18:0): 
 
Die Sportvereine erhalten eine Akontozahlung im Ausmaß von 70 % der Vorjahres-
subvention, somit EUR 26.467,00 (= 70 % von EUR 37.810,00). Die Akontozahlung 
wird im April 2006 ausgezahlt und teilt sich wie folgt auf: 
SK Intersport XL St. Johann in Tirol    EUR 5.110,00 
Ski-Club St. Johann in Tirol     EUR 5.810,00 
Österreichischer Alpenverein     EUR 1.645,00 
Tischtennisverein TTV Raika St. Johann   EUR    980,00 
Taekwondo-Verein St. Johann    EUR 2.065,00 
Wassersportverein St. Johann    EUR 2.450,00 
EHC St. Johanner Eisbären     EUR 1.890,00 
Schützengilde St. Johann in Tirol    EUR 1.190,00 
ÖTB-Turnverein St. Johann in Tirol    EUR    693,00 
Radunion St. Johann in Tirol     EUR    609,00 
Badmintonclub St. Johann/Kitzbühel   EUR    609,00 
Fit-Gym Verein für Sport & Freizeit    EUR    693,00 
Modellsportclub St. Johann in Tirol    EUR    385,00 
Karate-Dojo-Pitt      EUR    693,00 
TC Panorama Badewelt     EUR    693,00 
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Heeressportverein, Sektion Triathlon   EUR    700,00 
Intersport-XL-Powerteam St. Johann in Tirol  EUR    252,00 
HHSt. 269-757 

 
Hinweis: Der Heeressportverein, Sektion Triathlon, sowie das Intersport-XL-Power-
team St. Johann in Tirol erhalten im Jahr 2006 erstmalig eine Unterstützung. Der Hee-
ressportverein, Sektion Triathlon, war bislang dem Wassersportverein St. Johann zu-
gehörig, dessen Subvention eine entsprechende Reduktion erfahren hat. 

 
5) LANDWIRTSCHAFTSAUSSCHUSS 

 
Straßeninteressentschaft Hechenleitenweg: Übernahme eines zusätzlichen Beitrages zu 
Baukosten unter der Bedingung, dass der bezeichnete Beitrag aus Mitteln des Gemein-
deausgleichsfonds refundiert wird 
 
Beschluss (18:0): 
 
Die Marktgemeinde St. Johann in Tirol übernimmt anlässlich der Sanierung der öffent-
lichen Straßeninteressentschaft „Hechenleiten“ zusätzlich zu ihrem Baukostenanteil 
von 20 % einen weiteren Betrag zu den bisherigen Baukosten (Stand: 31. Dezember 
2005) für jene bäuerlichen Interessenten, deren Beitrag an der Sanierung den Wert von 
EUR 15.000,00 übersteigt, dies jedoch nur unter der Voraussetzung, dass dieser zusätz-
liche Beitrag der Marktgemeinde St. Johann in Tirol aus Mitteln des Gemeindeaus-
gleichfonds rückerstattet wird. Im Konkreten werden für die Interessenten Georg 
Entstrasser, EUR 11.444,00, Franz Hillbrand, EUR 11.178,00 sowie Johann Millinger 
EUR 2.498,00, insgesamt somit EUR 25.120,00, übernommen. 
HHSt. 710-778 
 

6) ÜBERPRÜFUNGSAUSSCHUSS 
 
Bericht über die 14. Überprüfungsausschusssitzung 
 
Siehe hiezu die Ausführungen zu Tagesordnungspunkt IV.1). 
 

7) UMWELTAUSSCHUSS 
 
Unterstützung einer Resolution der Gewerkschaft der Eisenbahner: „Nahverkehrsre-
form gefährdet die regionale Erreichbarkeit von St. Johann in Tirol“ 
 
Beschluss (17:1): 
 
Die Marktgemeinde St. Johann in Tirol unterstützt nachstehende Resolution: 
 

Resolution 
 

Nahverkehrsreform gefährdet die 
regionale Erreichbarkeit von St. Johann in Tirol 
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Die Bundesregierung beharrt trotz deutlicher Kritik der Landeshauptleutekonferenz im 
vergangenen Mai und im November 2005 auf einer nahezu vollständigen „Verlände-
rung“ des Regionalverkehrs. Nach dem am 12. November 2005 den Landeshauptleuten 
vorgelegten Entwurf soll die Verpflichtung zur Bereitstellung eines Grundangebots aus 
dem ÖPNRVG gestrichen werden. Der gesamte Regionalverkehr wird den Ländern 
aufgebürdet. Es gibt keinerlei Vorkehrungen, dass der interregionale, regionale und 
lokale Verkehr zu einem zukunftsweisenden Ganzen zusammen geführt werden kann. 
 
Die Regionen und Gemeinden waren bis jetzt schon regelmäßig die Leidtragenden von 
Reformen auf Bundesebene. Die Auslagerungen und Privatisierungen von Post und Te-
lekom-Infrastruktur haben die Versorgung der Regionen schon erheblich geschwächt. 
 
Die Verkehrsentwicklung der vergangenen Jahre hat gezeigt, dass die zunehmende 
Konzentration wirtschaftlicher Aktivität auf wenige Zentren und Achsen zu erheblichem 
Kaufkraftverlust in der Region geführt hat. Öffentlicher Verkehr ist teilweise die letzte 
Lebensader einer Gemeinde zur Kaufkraft der Wirtschaftszentren. Dieser öffentliche 
Verkehr hat in den letzten Jahren vor allem im Busbereich massiv an Kunden verloren. 
Die Gemeinden stehen damit vor einer immer größeren Gruppe an immobilen Mitbü-
gern, die ohne Auto ihre Lebensbedürfnisse (Apotheke, Lebensmittelgeschäft, Post, 
Schule, Behördenwege) nicht mehr befriedigen können. Die Gemeinden haben mit stei-
gender sozialer Ausgrenzung und Abwanderung zu kämpfen. 
 
Der Gemeinderat von St. Johann in Tirol drückt seine begründete Sorge aus, dass eine 
„Verländerung“ 
 

• ohne gesetzliche Absicherung eines Grundangebotes an öffentlichem Verkehr 
vor allem die ländlichen Regionen massiv schwächen wird; 

 
• ohne erhebliche zusätzliche Mittelzuweisung zu erheblichem Druck führen wird, 

dass die Gemeinden für ihre Verkehrsanbindung selbst Budgetmittel zuschießen 
müssen; 

 
• vor allem der Regionalbahnen zu einer massiven Schließungswelle führen wird, 

da die Länder aus Geldnot auf den billigeren, aber weniger leistungsfähigen 
Bus umschwenken müssen. 

 
Der Gemeinderat von St. Johann in Tirol fordert daher die Bundesregierung auf 
 

• in das ÖPNRVG ein verpflichtend bereit zu stellendes Grundangebot aufzuneh-
men, das analog zur Schweizer Abgeltungsverordnung zum Eisenbahngesetz al-
len Siedlungen mit mehr als 100 Einwohnern eine Mindestversorgung an öffent-
lichem Verkehr garantiert; 

 
• in das ÖPNRVG einen Passus aufzunehmen, demzufolge eine österreichweite 

Strategie zu erarbeiten ist, mit der alle Gemeinden die Sicherheit einer Grund-
versorgung an leistbarem, attraktivem öffentlichem Verkehr mit definierten und 
überprüfbaren Standards haben; 
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• vor einer „Verländerung“ dafür Sorge zu tragen, dass das derzeitige und zu-
künftig nötige Angebot an öffentlichem Verkehr nachhaltig ausfinanziert ist und 
Länder und Gemeinden nicht wie im derzeitigen Entwurf künftig große Lasten 
zu tragen haben; 

 
• vor einer „Verländerung“ mit gesetzlichen Bestimmungen dafür Sorge zu tra-

gen, dass die Gemeinden die Sicherheit haben, nicht nur an einen leistungsfähi-
gen Regionalverkehr angebunden zu sein, sondern auch an den interregionalen 
Fernverkehr. 

 
Der öffentliche Verkehr steht österreichweit am Scheideweg: Der Gemeinderat von  
St. Johann in Tirol appelliert an die Bundesregierung, diese lebenswichtige Verkehrs-
anbindung nicht zu gefährden, sondern langfristig abzusichern  
 
Die Mittel zur Finanzierung des öffentlichen Verkehrs sind durch den schleichenden 
Rückzug des Bundes weitgehend erschöpft. Gleichzeitig kommt aber massiver nachho-
lender Investitionsbedarf auf uns zu, sowohl bei der Bestellerförderung als auch bei der 
Regionalbahninfrastruktur. Ein Verlagern dieser Finanzierungslasten auf die Länder 
ist nicht leistbar und führt unweigerlich zu Stilllegungen von Regionalbahnstrecken, 
Umstellung auf den Bus, aber gleichzeitig langfristig zur Ausdünnung des gesamten 
ÖPNV-Systems. 
 

VI.  ANTRÄGE, ANFRAGEN UND ALLFÄLLIGES 
 
Es liegen vier Anträge sowie mehrere Anfragen der Gemeinderatspartei „Die Grünen und 
Unabhängigen (Grüne)“ vor. Die bezeichneten Anträge und Anfragen sind diesem 
Gemeinderatsprotokoll als Anlagen J, K, L, M und N angehängt. 
 
Der Bürgermeister beantwortet die untenstehenden Anfragen (Anlage J des Gemeinderats-
protokolls) wie folgt: 
 
Lkw-Kontrollstelle in St. Johann in Tirol.  Der Bürgermeister verliest ein Schreiben der 
Tiroler Landesregierung, Abteilung Verkehrsrecht, vom 28. März 2006, wonach „mitge-
teilt“ wird, dass im Bezirk Kitzbühel bei der B 178 auf Höhe Parkplatz Waidring Ost sowie 
bei der B 161 (Pass-Thurn-Straße) bei Straßenkilometer 35 sogenannte „Verkehrskontroll-
buchten“ vorgesehen gewesen wären (Kontrollstellenkonzept des Landes Tirol aus 2003). 
Die Umsetzung der Maßnahmen hätte im Jahr 2006 erfolgen. Das Hochwasser 2005 habe zu 
einer Aussetzung der Maßnahmen geführt. Die Abteilung Verkehrsrecht sehe sich daher 
„derzeit“ außer Stande, dem Gemeinderatsbeschluss der Marktgemeinde St. Johann in Tirol 
vom 8. November 2005 („Dem Antrag der Gemeinderatspartei „Die Grünen und 
Unabhängigen St. Johann in Tirol (Grüne)“ wird gemäß § 41 Abs 2 TGO 2001 die 
Dringlichkeit zuerkannt und dieser wie folgt behandelt: Die Marktgemeinde St. Johann in 
Tirol wird mit dem Baubezirksamt Kufstein Kontakt aufnehmen und sich dafür einsetzen, 
dass ‚in Zusammenarbeit mit Bund und Polizei eine normgemäße Lkw-Kontrollstelle’ auf 
‚Höhe Mühlbachbrücke’ errichtet wird.“) nachzukommen. 
 
Permanente Luftmessstelle in St. Johann in Tirol. Die Luftmessstelle werde im „Laufe 
der nächsten zwei, drei Wochen“ installiert werden. Ihr Standort befinde sich im Bereich 
des Neubaus des Bürgermeisters (Prantlstraße). Die Installation vor dem Hotel „Austria“ 
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(Christian-Blattl-Weg) wäre besser gewesen. Sie hätte indes das Ambiente eines Hotels 
wesentlich beeinträchtigt. 
 
VVT-Jahresticket. Das VVT-Jahresticket sei bis zum 20. April 2006 77mal in Anspruch 
genommen worden. 
 
Ortsleitbild.  Die Frage nach dem Beginn der Ausarbeitung des Ortsleitbildes sei mittler-
weile überholt. 
 
Honorarnoten des Ortsplaners. Der Bürgermeister gibt nachstehende Zahlen bekannt: 
 
2000: 3 Honorarnoten über insgesamt EUR 3.824,48, 2001: 2 Honorarnoten über insgesamt 
EUR 1.133,70, 2002: 3 Honorarnoten über insgesamt EUR 2.564,40, 2003: 3 Honorarnoten 
über insgesamt EUR 3.804,00, 2004: 4 Honorarnoten über insgesamt EUR 4.776,00, 2005: 
5 Honorarnoten über insgesamt EUR 10.560,00, 2006 (laufend): 2 Honorarnoten über 
insgesamt EUR 1.800,00 (insgesamt somit 22 Honorarnoten mit einem Gesamtbetrag von 
EUR 28.462,58). 
 
„ÖBB-Auszugsgleis“. Der Antrag der Gemeinderatspartei „Die Grünen und Unabhängigen 
(Grüne)“ hinsichtlich des „ÖBB-Auszugsgleises“ (Anlage K des Gemeinderatsprotokolls) 
erfährt keine beschlussmäßige Behandlung – auch nicht nach Beharren von Siegfried Pürstl 
(Bürgermeister: „Was soll ich machen?“ „Es gibt keinen Ausschuss [zur Zuweisung].“ 
„Was soll dieser Ausschuss machen?“). Der Bürgermeister teilt hiezu mit, der Verschub 
beim Eggerwerk werde von der Rail Cargo Austria AG bewerkstelligt. Es sei nunmehr eine 
sogenannte Arbeitsgruppe eingerichtet worden, welche ihm, dem Bürgermeister, berichten 
werde. Er selbst sei seit 10 Jahren „bei nichts Anderem dabei“, als dieses Problem zu lösen. 
 
Beschluss (18:0): 
 
Der Antrag der Gemeinderatspartei „Die Grünen und Unabhängigen (Grüne)“ betreffend die 
Einrichtung eines Ortsbusses (Anlage L des Gemeinderatsprotokolls) wird gemäß § 41  
Abs 2 TGO 2001 dem Straßenausschuss zur Vorberatung und Beschlussempfehlung an den 
Gemeinderat zugewiesen. 
 
Beschluss (18:0): 
 
1Vorbehaltlich des Satzes 2 dieses Beschlusses erhalten St. Johanner Gemeinderatsparteien 
die anlässlich der Durchführung einer Veranstaltung in der Fußgängerzone der 
Marktgemeinde St. Johann in Tirol aufgrund der Gemeinde-Verwaltungsabgabenver-
ordnung 2001 – GVAV vorzuschreibenden Verwaltungsabgaben in Form einer Subvention 
erlassen. 2Die Subvention wird nur für zwei Veranstaltungen im Kalenderjahr gewährt. 
 
Der entsprechende Antrag der Gemeinderatspartei „Die Grünen und Unabhängigen 
(Grüne)“ („Gebührenbefreiung für Fraktionen“) ist diesem Gemeinderatsprotokoll als 
Anlage M angehängt. 
 
„Fußgängerblinkampel“.  Der Antrag der Gemeinderatspartei „Die Grünen und Unabhäng-
igen (Grüne)“ hinsichtlich der „Reparatur der Fußgängerblinkampel an der B 164, Höhe 
Hauptschule“ (Anlage N des Gemeinderatsprotokolls) wird nicht beschlussfähig behandelt. 
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Der Bürgermeister berichtet, dass „unsere Schutzwege nicht mehr zu 100 %“ den 
Vorschriften entsprechen würden. Gemeinsam mit Vertretern der Stadtwerke Wels habe der 
Bauamtsleiter „gestern oder vorgestern“ eine Inspektion sämtlicher Schutzwege vorge-
nommen. Es gehe darum, einen „aktuellen Stand“ hinsichtlich der erforderlichen Adapt-
ierungen zu erlangen. Eine Reparatur der antragsgegenständlichen „Fußgängerblinkampel“ 
vor Vorlage der notwendigen Daten erfolge nicht. „Da wären wir Schildbürger.“ 
 
Ticketverkauf. Der Ticketofferte von Christl Bernhofer im Hinblick auf den Ball der 
Begegnung am 21. April 2006 begegnet der Bürgermeister damit, dass er 18 Tickets (für die 
Gemeinderäte) aus seinen Verfügungsmitteln erwirbt. 
 
Johann Grander stellt mehrere Anfragen. 
 
Neubau Volksschule Jodler. Johann Grander erkundigt sich beim Obmann des Schulaus-
schusses nach einem allfälligen Neubau der Volksschule Jodler. Dieser antwortet, ein 
solcher sei grundsätzlich denkbar, allerdings müsse zuvor die Meinung der Bevölkerung 
erhoben werden. 
 
Gemeindeversammlung. Die Frage nach dem Zeitpunkt der nächsten Gemeindever-
sammlung (§ 66 TGO 2001) beantwortet der Bürgermeister mit Herbst 2006 (im Zuge der 
„Ortsleitbildtätigkeit“). 
 
Polizeiparkplätze. Hinsichtlich des temporären Halte- und Parkverbotes zugunsten der 
Polizeiinspektion St. Johann in Tirol beim Gemeindeamtsparkplatz teilt der Amtsleiter 
Johann Grander mit, dass die entsprechende Verordnung dem Gemeinderat erst nach 
Abschluss des Anhörungsverfahrens gemäß § 94 f Abs 1 lit b Z 2 StVO (Anhörung von 
gesetzlichen Interessenvertretungen von Berufsgruppen, wenn Interessen von Mitgliedern 
einer Berufsgruppe berührt werden) zur Beschlussfassung vorgelegt werden kann. 
 
Nachmittagsbetreuung von Kindern. Christl Bernhofer erkundigt sich nach dem Stand bei 
der Nachmittagsbetreuung von Kindern. Der Bürgermeister meint, er werde bei der nächsten 
Gemeinderatssitzung „ganz aktuell“ berichten. 
 
Friedhof Almdorf.  Alois Foidl weist auf die Notwendigkeit hin, beim Friedhof Almdorf 
eine Wand zu verschließen, sodass die Zugluft von Besuchern des Friedhofs abgehalten 
wird. 
 
Baggerarbeiten. Siegfried Pürstl erkundigt sich nach den Urhebern der Baggerarbeiten im 
Bereich der Spertenbrücke. Der Bürgermeister teilt mit, dass es sich um Fritz Waltl und 
Markus Sammer handelt. 
 

VII.  ABGABENANGELEGENHEITEN 
 
Es liegen keine Abgabenangelegenheiten vor. 
 

VIII.  PERSONALANGELEGENHEITEN 
 
Es liegen keine Personalangelegenheiten vor. 
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IX.  RECHTSMITTELVERFAHREN 
 
Es liegen keine Rechtsmittelverfahren vor. 
 
In der Zeit zwischen 21.15 Uhr und 21.35 Uhr erfolgt die Darstellung der PowerPoint-
Präsentation über die Reise in die Partnergemeinde Fuldabrück in der Zeit vom 30. Septem-
ber 2005 bis zum 2. Oktober 2005. Der lebhafteste Reiseteilnehmer ist Anlage O des Ge-
meinderatsprotokolls zu entnehmen. 
 
Dieses Protokoll enthält fünfzehn Anlagen. 
 
St. Johann in Tirol, 20. April 2006 
 

 
Der Bürgermeister 

 
 
 
 
 
 Der Schriftführer:     Gemeinderäte: 


